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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die Unternehmerverbände forderten die politischen Instanzen wiederholt zu einer
raschen Realisierung der in Aussicht genommenen Reformen auf. Die Linke hingegen
zeigte sich in vielen Bereichen – allerdings nicht beim Kartellrecht – skeptisch,
befürchtet sie doch von dem auch mit dem Schlagwort Deregulierung bezeichneten
Prozess einen Abbau von sozialen Rechten und Schutzmassnahmen für die
Arbeitnehmer. 1

ANDERES
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Die auf einem für die Schweiz ungewohnt hohen Niveau verharrende Arbeitslosigkeit
und die fortschreitende Globalisierung der Wirtschaft verstärkten die Sorge um die
Konkurrenzfähigkeit der Schweiz im internationalen Standortwettbewerb. Immerhin
wurden die von der Landesregierung nach der EWR-Abstimmung eingeleiteten
Massnahmen zur "Revitalisierung" der Wirtschaft zügig weiter verfolgt. In einer
Zwischenbilanz stellte das Bundesamt für Konjunkturfragen fest, dass von den
insgesamt 44 Vorschlägen, welche die vom Bundesrat eingesetzte Arbeitsgruppe "de
Pury" im Jahre 1992 formuliert hatte, rund zwei Drittel realisiert resp. auf dem Weg der
Umsetzung seien. Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament das totalrevidierte
Kartellgesetz sowie die beiden neuen Gesetze über den Binnenmarkt resp. über die
Vermeidung von technischen Handelshemmnissen. 2

ANDERES
DATUM: 03.10.1995
HANS HIRTER

Die Grossbankenfusion vom Dezember des Vorjahres bot auch dem Parlament
Diskussionsstoff. Die beiden Ratsbüros integrierten die von der SP-Fraktion verlangte
Sondersession zum Thema Unternehmenszusammenschlüsse und Zukunft des
Werkplatzes Schweiz in die einwöchige Sondersession zur Beratung der Totalrevision
der Bundesverfassung im Januar. Die Debatte brachte den erwarteten Schlagabtausch
zwischen der Linken und den bürgerlichen Parteien. Hauptdiskussionsthema waren
allerdings nicht die Unternehmenszusammenschlüsse, sondern die Finanzpolitik, wo die
SP die Einführung einer Kapitalgewinnsteuer auf Bundesebene forderte, unter
anderem auch mit dem Ziel, die Aktionäre und die Leitung der Unternehmen, welche
sich nur noch an ihren kurzfristigen Eigeninteressen orientieren würden, in die
Schranken zu weisen. 3

ANDERES
DATUM: 22.01.1998
HANS HIRTER

Wettbewerb

Die Übernahme des Acquis communautaire im Zusammenhang mit dem EWR-Vertrag
hätte einen Schub neuer Regelungen zugunsten der Konsumenten gebracht. Inhaltlich
beschränkten sich diese Neuerungen jedoch weitgehend auf eine Verbesserung der
Information der Konsumenten. Darüber hinausgehende Forderungen, wie sie in der
Schweiz bisher von der Linken und von Konsumentenorganisationen erhoben worden
waren, wären hingegen — mit Ausnahme der verschuldensunabhängigen
Produktehaftpflicht, deren Einführung das Parlament allerdings bereits unabhängig vom
EWR grundsätzlich gutgeheissen hatte — auch mit der Übernahme der EG-Richtlinien
nicht erfüllt worden.
Obwohl das inländische Kartellrecht vom EWR nicht berührt worden wäre, gingen von
diesem Vertrag Impulse für eine intensivere Debatte über die schweizerische
Wettbewerbspolitik aus. Dabei wurde verstärkt ein Systemwechsel von der bisherigen
Missbrauchsgesetzgebung zu der in der EG herrschenden Verbotsregelung mit der
Möglichkeit von volkswirtschaftlich begründeten Ausnahmen gefordert. Auch der
Bundesrat schien einen Systemwechsel zu favorisieren. In seinen Richtlinien zur
Legislaturplanung hatte er auf jeden Fall die Vorlage eines entsprechenden
Gesetzesentwurfs in Aussicht gestellt. Die von Bundesrat Delamuraz im Dezember
eingesetzte Kommission zur Revision des Kartellgesetzes erhielt dann freilich einen
wesentlich beschränkteren Auftrag. Der Präsident der Kartellkommission, Prof. Tercier,
sprach sich ebenfalls wiederholt für einen Systemwechsel aus. 4

ANDERES
DATUM: 26.11.1992
HANS HIRTER
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Auch die Vertreter der Kantonsregierungen stellten ihre Vorarbeiten für die
Vereinheitlichung und Liberalisierung der Submissionsordnungen vor. Dabei waren sie
sich einig, dass sowohl kantonal als auch kommunal jegliche Benachteiligung oder gar
der Ausschluss von auswärtigen Anbietern abgeschafft werden soll. Unter der
Voraussetzung, dass Gegenrecht gehalten wird, soll dies auch für im Ausland
domizilierte Unternehmen gelten. Die Baudirektoren liessen fürs erste ein Mustergesetz
ausarbeiten und in die Vernehmlassung geben; auf längere Frist kündigten sie ein
Konkordat an. Die an Deutschland angrenzenden Kantone und Baden-Würtemberg
gaben bekannt, dass sie eine gegenseitige Vereinbarung über eine vollständige
Liberalisierung der Vergabe öffentlicher Aufträge und auch der für Aktivitäten im
anderen Land erforderlichen Arbeitsbewilligungen anstreben. Erste konkrete Schritte
unternahm die Regierung von Basel-Stadt mit der Vorlage eines revidierten
Submissionsgesetzes. 5

ANDERES
DATUM: 29.12.1993
HANS HIRTER

Der einheitliche schweizerische Wirtschaftsraum wurde im Prinzip im letzten
Jahrhundert mit der Verlagerung der wirtschaftsrechtlichen Kompetenzen auf den
Bundesstaat geschaffen. Wegen der im Rahmen der föderalistischen Grundstruktur bei
den Kantonen verbliebenen Regelungskompetenzen konnten sich jedoch gewisse
Wettbewerbs- und Mobilitätshindernisse bis in die heutige Zeit halten. So führte
beispielsweise die kantonale Anerkennung von Fähigkeitsausweisen für bestimmte
Berufe zu einer Segmentierung des Arbeitsmarktes, und der freie Wettbewerb für
Anbieter von Gütern und Dienstleistungen wurde durch Wohnsitzanforderungen und
andere Vorschriften in den kantonalen Submissionsordnungen behindert. Die im
Zusammenhang mit dem EWR-Vertrag geführte Diskussion über den europäischen
Binnenmarkt hatte diese Wettbewerbshindernisse auf dem schweizerischen Markt
verstärkt ins Bewusstsein gerückt und die Kantone zum Handeln veranlasst. Die
kantonalen Erziehungsdirektoren hatten Anfang 1993 eine Vereinbarung über die
gegenseitige Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen verabschiedet. Eine von den
Kantonen eingesetzte Arbeitsgruppe hatte wenig später Vorschläge für eine vollständige
Liberalisierung der Submissionsordnungen vorgelegt.

ANDERES
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat lehnte eine Empfehlung von Ständerat Frick (cvp, SZ) ab, welche die
Verwaltung beauftragen wollte, bei öffentlichen Beschaffungen wenn immer möglich -
und im Rahmen des vom WTO gewährten Spielraums - einheimische Anbieter
vorzuziehen. Dieser zog seinen Vorstoss daraufhin zurück. 6

ANDERES
DATUM: 09.10.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat und nach ihm auch die kleine Kammer überwiesen eine Motion
Berberat (sp, NE), welche Reisebüros verpflichten will, die Kunden über die Namen der
an einer angebotenen Reise beteiligten Fluggesellschaften zu informieren. Der
Bundesrat unterstützte die Forderung, wies aber darauf hin, dass die Schweiz wegen
des Luftfahrtabkommens mit der EU diesen Bereich nicht autonom regeln kann,
sondern auf die Inkraftsetzung einer entsprechenden EU-Verordnung angewiesen ist. 7

ANDERES
DATUM: 14.06.2006
HANS HIRTER

Der Ständerat erachtete es als störend, dass bei von Mitarbeitern begangenen
Verstössen gegen kartellrechtliche Vorschriften auch dann das Unternehmen selbst zur
Rechenschaft gezogen wird, wenn in der Firma ein qualitativ hochstehendes
Schulungsprogramm zur Verhinderung von derartigem rechtswidrigen Verhalten
durchgeführt wird. Er überwies gegen den Widerstand des Bundesrats und der Linken
eine entsprechende Motion Schweiger (fdp, ZG) mit 24 zu 12 Stimmen. Im Einzelnen
verlangt die Motion, in diesen Fällen eine Minderung oder einen Erlass der Strafe für die
Firma einerseits und die persönliche Strafbarkeit der direkt an der Tat beteiligten
Mitarbeitenden andererseits. 8

ANDERES
DATUM: 06.03.2008
HANS HIRTER

Das Cassis-de-Dijon-Prinzip, das die Schweiz mit der Revision des Gesetzes über die
technischen Handelshemmnisse (THG) mit einseitiger Wirkung eingeführt hatte, blieb
auch nach seinem Inkrafttreten Anfang Juli v.a. im Lebensmittelbereich politisch
umstritten. SVP- und Landwirtschaftsvertreter im Nationalrat wollten der befürchteten
Nivellierung der Lebensmittelqualität nach unten die gesetzliche Grundlage entziehen.
Nach dem gescheiterten Referendum gegen das Gesetz und der vergeblichen
Opposition gegen die Verordnung zum revidierten THG Ende 2009, verlangten Erich von

ANDERES
DATUM: 31.12.2010
SUZANNE SCHÄR
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Siebenthal (svp, BE) und 39 Mitunterzeichnende der SVP und der Lega dei Ticinesi im
Dezember 2010 in einer Motion die Streichung des Cassis-de-Dijon-Prinzips aus dem
THG. Gleichzeitig lancierte Jacques Bourgeois (fdp, FR) eine Parlamentarische Initiative,
welche die Streichung der Lebensmittel aus dem THG forderte und quer durch alle
Parteien 86 Mitunterzeichnende fand. Beide Geschäfte standen Ende 2010 noch zur
Behandlung im Plenum an. Bis Ende des Jahres hatte das Bundesamt für Gesundheit
gemäss einer ersten Zwischenbilanz 21 Gesuche für den Import von Lebensmitteln nach
dem Cassis-de-Dijon-Prinzip gutgeheissen und deren 14 abgelehnt. Gegen sechs
Entscheide waren beim Bundesverwaltungsgericht Beschwerden hängig. 9

Das Berichtsjahr wurde vom sogenannten “Pferdefleischskandal“ überschattet. In
verschiedenen europäischen Ländern wurden in Lebensmitteln, die als
Rindfleischprodukte deklariert waren, bis zu 100 Prozent Pferdefleisch und andere
Fleischsorten nachgewiesen. Betroffen waren vorwiegend Tiefkühlprodukte wie
Lasagne und Saucen. In der Schweiz wurden alle grossen Detailhandelsketten (Migros,
Coop, Denner, Aldi, Lidl und Volg) Opfer von falsch deklariertem Fleisch. Als Reaktion
auf diesen Skandal sah sich das Parlament im Rahmen der Totalrevision des
Lebensmittelgesetzes dazu veranlasst, die Deklarationspflichten zu verschärfen. 10

ANDERES
DATUM: 21.03.2013
DAVID ZUMBACH

Stöckli Swiss Sport SA a conclu un accord à l’amiable avec la COMCO dans le cadre de
l’enquête sur des accords verticaux illicites. L’entreprise reçoit une amende de CHF
140'000. Dans les faits, Stöckli Swiss Sports SA avait conclu des accords verticaux
illicites avec les distributeurs de ses skis afin de maintenir le prix de revente à un niveau
prédéfini. Ces accords altèrent la concurrence et viole la loi sur les cartels (LCart).
Stöckli Swiss Sports SA a coopéré avec la COMCO tout au long de l’enquête. 11

ANDERES
DATUM: 05.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

1) Maschinenindustrie: Bund, 24.2.93. Vorort: NZZ, 22.4.93; NQ, 6.5. und 13.9.93; TA, 26.8.93. Linke: SP-Pressedienst,
26.1.93. Vgl. auch NZZ, 31.12.93.
2) Amt. Bull. NR, 1995, S. 2069.; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2252f.; Amt. Bull. StR, 1995, S. 1238; Amt. Bull. StR, 1995, S. 1241; Bund,
23.3.95
3) Amt. Bull. NR, 1998, S. 155ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S. 82ff.; Presse vom 22.1. und 23.1.98
4) BBl, 1992, III, S. 68; Suisse, 9.12.92; BZ, 12.12.92; Bilanz, 1992, Nr. 6, S. 28 ff.; NZZ, 13.11.92; B. Schmidhauser in Die
Volkswirtschaft, 65/1992, Nr. 12, S. 40 ff.; Vgl. NQ, 4.6.92; SHZ, 16.7 und 26.11.92.
5) Presse vom 30.3.93; SHZ, 17.6.93; Bi1Z, 16.10.93 (Mustergesetz); NZZ und NQ, 22.12.93 (Vernehmlassung).; TA und NQ,
13.7.93; BaZ, 15.9.93. Vgl. auch NZZ, 29.12.93.
6) Amt. Bull. StR, 1997, S. 985ff.; Siehe auch B. Wernli, "Beschaffungsstatistik des Bundes 1996", in Die Volkswirtschaft,
70/1997, Nr. 8, S. 42 ff.33
7) AB NR, 2006, S. 489 und I, Beilagen, S. 375 f.; AB SR, 2006, S. 463.
8) AB SR, 2008, S. 71 ff.
9) Lib., 20.5.10; BaZ 30.6.10; NZZ, 1.7. und 23.9.10; So-Bli,  30.5.10; Handelszeitung, 9.–15.6.10; TA, 12.7. und 20.12.10; LT,
21.12.10; Presse vom 22.10.10. 
10) NZZ, SGT und TdG, 21.3.13.
11) Communiqué de presse COMCO du 05.09.2019; LT, SGT, 6.9.19

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 3


